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Schrumpfende Ressourcen, weniger Menschen: Perspektiven der 
Denkmalpflege
Vortrag anlässlich des Symposiums «Nachdenken über Denkmalpflege» (Teil 4): 
«Nur die Prachtstücke? – Kategorisierung in der Denkmalpflege», Berlin, 2. April 2005
Die staatliche Denkmalpflege ist von gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen abhängig. Darüber wird viel zu
wenig diskutiert, obwohl sich die tiefgreifenden Wand-
lungen, die unsere Gesellschaft durchlebt, bereits heute
abzeichnen. Wo wenig oder gar nicht investiert wird, wo
demographischer Wandel und Migration bereits jetzt
spür- und erlebbar den Alltag in Mitteldeutschland be-
stimmen, verliert der Denkmalschutz im traditionellen
Selbstverständnis an Bedeutung. 
Die schöne «alte» Stadt ist ein Lebensumfeld, das in
Mitteldeutschland nach 1945 schmerzlich vermisst
wurde, da der Wiederaufbau nur begrenzt gelang.
Sehnsüchtig blickte man aus Sachsen nach Süden und
Osten: auf die kaum zerstörten Städte Tschechiens und
auf die wiederaufgebauten Städte in Polen. Danzig,
Warschau oder Breslau sind maßstabsbildende Orte
denkmalpflegerisch gelungenen Wiederaufbaus, die bis
heute ein fast «entökonominiertes» Verständnis von
Stadt in den intellektuellen Eliten Mitteldeutschlands
prägen. Der Erinnerung entglitten ist dabei, dass dieser
Wiederaufbau unter totalitären Rahmenbedingungen,
weitgehend unberührt von tradiertem, privatem Grund-
eigentum geschah und zugleich ein «archaisiertes» Bil-
der der alten Stadt generierte. Der exemplarischen Un-
tersuchung Gregor Thums1 zu Breslau verdanken wir
grundlegende Einsichten zu den städtebaulichen
«Erinnerungsstrategien» der Zeit nach 1945: Er vermag
aufzuzeigen, dass die wieder aufgebaute Innenstadt
des heutigen Breslau ein Dokument für den Versuch ist,
ein polnisches, d. h. ein piastisch-mittelalterliches Bres-
lau zu bauen, das an die Stelle der preußisch-deut-
schen Bauüberlieferung trat und der neu angesiedelten
Bevölkerung eine Anknüpfung in Selbstverständnis und
Herkommen erlauben sollte.2 Die Abwesenheit der
«realen» Ökonomie erlaubte in Polen die bauliche Reali-
sierung dieser urbanistischen Konzepte. Dieses Kon-
zept der Wiedergewinnung «alter Stadtbilder» war an-
gesichts marktwirtschaftlicher Rahmenbedingungen
und gesichertem Grundeigentum in der Nachwendezeit
in Mitteldeutschland eben nicht realisierbar. Das führte
zu grundlegenden denkmalpflegerischen, im Kern aber
politischen Konflikten, die leidenschaftlich ausgetragen
wurden. Exemplarisch mag die Dresdner Wiederauf-
baudebatte für diese Diskussionen stehen.3 
Es überrascht, dass in der Denkmalpflege-Debatte
wichtige, zukunftsbestimmende Faktoren kaum zur
Kenntnis genommen werden. Es sind dies vor allem die
demographischen und wirtschaftlichen Schrumpfungs-
prozesse in Nordost- und Mitteldeutschland. Unstrittig
ist angesichts der vorliegenden Zahlen, dass Verände-
rungen unausweichlich sein werden. Die Diskussion um
den demographischen Wandel4 hat zwar die breite
Öffentlichkeit erreicht, aber ein politisches Handlungs-
feld, das der Kultur nämlich, scheint sich dieser Debatte
noch entziehen zu wollen. Dabei ist es unausweichlich,
dass auch die staatsfinanzierten «kulturellen Besitz-
stände», die uns zwischen den ausgehenden sechziger
Jahren und den neunziger Jahren so lieb und selbstver-
ständlich geworden, auf den Prüfstand kommen. Zu
den kulturellen Besitzständen, über deren Zukunft wir
nachzudenken haben, gehören aber nicht nur Rund-
funksymphonieorchester, sondern auch das Aufgaben-
feld der staatlichen Denkmalpflege, zu deren Kernauf-
gaben Erhalt und Pflege der alten Stadt gehören. 
Welche Folgen wird der demographische Wandel für
die Denkmalpflege haben? In Sachsen sind demogra-
phischer Wandel und Migration bereits im Alltag erfahr-
bar, und im gesamtdeutschen Vergleich hat die vom
Berliner Institut für Weltbevölkerung und globale Ent-
wicklung im April 2004 vorgelegte Studie «Deutschland
2020» diese Prozesse sehr anschaulich visualisiert. Im
deutschlandweiten Vergleich zeigt sich Sachsen als ein
Land, dessen Binnenwanderungssaldo innerhalb
Deutschlands negativ ist, vor allem zugunsten von Bay-
Judith Oexle Symposium «Nachdenken über Denkmalpflege» (Teil 4), Vortrag k 2/2005 - 2ern, das die Studie als Zuwanderungsland ausweist.
Bei genauerem Hinsehen zeigt sich aber, dass der Nor-
den Bayerns vom mitteldeutschen Exodus ebenso be-
troffen ist wie die Oberlausitz. Sachsen als Beispiel für
eine Modellierung der Zukunft denkmalpflegerischer Ar-
beit auch in Bayern heranzuziehen, ist also methodisch
gerechtfertigt. Für das Modelling von Zuzugsregionen
wie den Großraum München liefert Sachsen allerdings
keine Vergleichsdaten. Unstrittig ist aber, dass auch in
Zuzugsregionen mit hohem Flächenverbrauch, hohen
Grunderwerbskosten und Mietpreisen der Druck auf die
Denkmalpflege wachsen wird. Für Schrumpfungs- wie
Wachstumsregionen gleichermaßen gilt, dass Transfer-
zahlungen, also Leistungen des Staates wie direkte Zu-
schüsse zur Substanzerhaltung von Denkmalsubstanz
sowie die Steuerabschreibungen für denkmalbedingten
Mehraufwand angesichts der Knappheit öffentlicher
Haushalte von überschaubarer Dauer sein dürften.
Betrachten wir im folgenden die für Sachsen
zukunftsbestimmenden Rahmendaten,5 die im wesent-
lichen auf Angaben des Statistischen Landesamtes so-
wie die Ergebnisse des Demographiegipfels zurück-
gehen, den die Sächsische Staatskanzlei gemeinsam
mit der Bertelsmann-Stiftung im April 2004 in Dresden
durchgeführt haben. Die Kenntnis dieser Daten ist für
ein Zukunftsmodelling der Denkmalpflege unverzicht-
bar, da die Denkmalpflege Teil einer sich wandelnden
Gesellschaft ist und die Veränderungen, die zugleich
Veränderungen «denkmalpflegerischer Geschäfts-
grundlage» sind, zur Kenntnis nehmen muss. 
Aktuelle Rahmenbedingungen der Denkmalpflege
1. Seit 1990 hat Sachsen knapp 800.000 Einwohner
verloren. Es ist dies die Summe aus Wanderungssaldo
(d. h. Zuzüge minus Fortzüge) und natürlichem Saldo
(Geburten minus Sterbefälle). Der Bevölkerungsverlust
allerdings setzt bereits in der DDR ein: Von 5,7 Mio. Ein-
wohnern im Jahr 1950 waren 1990 nur noch 4,91 Mio.
übrig. Zum Jahresende 2003 lebten noch 4,32 Mio. Ein-
wohner in Sachsen, für 2020 wird eine Einwohnerzahl
von 3,79 Mio. Einwohnern erwartet. Die Zuzugsre-
gionen nach 1990 sind vor allem das südliche Bayern,
das mittlere Neckargebiet, das Ruhrgebiet und der
Großraum Hamburg. Die Zuwächse dort sind also
durchweg Wanderungsgewinne, ein Befund, den die
Bevölkerungsprognose bis 2020 bestätigt und
fortschreibt, da sich die alten mitteldeutschen Industrie-
reviere, ja die ganze Mitte Deutschlands weiter ent-
leeren werden. 
Im Detailblick auf Sachsen zeigt sich, dass die Be-
völkerungsentwicklung regional unterschiedlich ver-
läuft. Hauptverlierer werden die östlichen Landkreise
und kreisfreien Städte sein – die beiden kreisfreien
Städte Görlitz und Hoyerswerda werden nochmals
25,7% bzw. 37,0% der Einwohnerschaft verlieren, der
Niederschlesische Oberklausitzkreis und die Kreise Lö-
bau – Zittau sowie Bautzen werden Bevölkerungsrück-
gänge zwischen 22% und 14,0% zu verkraften haben.
Auch Chemnitz wird noch einmal 8,2 % der Einwohner
verlieren. Gewinner – wenn auch in bescheidenem Um-
fang – sind die Städte Leipzig und Dresden mit einem
Plus von 1,4 % bzw. 2,7 %. Neben wenigen Stabilitäts-
inseln entstehen damit regionale Cluster starken Bevöl-
kerungsverlustes – im ländlichen Bereich ebenso wie in
den alten industriellen Zentren.
2. Sachsen gehört mit einem Altersdurchschnitt von
aktuell 43,3 Jahren zu den «ältesten» Bundesländern
Deutschlands. Damit zusammen geht ein bemerkens-
werter Männerüberschuss im gesamten Osten
Deutschlands, der sich demographisch nochmals ex-
ponentiell auswirken wird. Der Kreis Löbau-Zittau ist
Spitzenreiter in der Bundesrepublik mit nur noch 79,8
Frauen auf 100 Männer. Die künftigen politischen Aus-
wirkungen des Männerüberschusses haben die Land-
tagswahlen in Sachsen in ihren extremen politischen
Ausschlägen bereits angezeigt – wir wissen, dass über-
proportional viele Männer, vor allem junge Männer, NPD
gewählt haben.
3. Nicht zufällig liegen schon jetzt sieben von drei-
zehn Nationalparks in Ost- und Mitteldeutschland. Die
Renaturierung von aufgelassenen bzw. demographisch
ausgedünnten Flächen wird in Sachsen auch ohne wei-
tere Gesetzesflankierung voranschreiten. Ohne Natur-
schutz werden Tier- und Pflanzenarten, die durch die In-
dustrialisierung des 19. und 20. Jahrhunderts
zurückgedrängt worden sind, zurückkehren. Schrump-
fungsprozesse werden daher auch ein Neu- und Um-
denken im institutionalisierten Naturschutz erzwingen
und durchaus positive Auswirkungen auf den Sub-
stanzerhalt archäologischer Denkmäler haben. 
Vor allem in Ostsachsen, in der nördlichen Oberlau-
sitz, also im Gebiet zwischen Kamenz und Görlitz, Zit-
tau und Weißwasser, lassen sich die Folgen von Dein-
dustrialisierung, Migration und Kontraktion bereits
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rode, eine 1913 von Otto Werminghoff dicht bei Hoyers-
werda gegründete Arbeitersiedlung genannt, deren
Gründung kausal mit der Einrichtung des dortigen Bri-
kettwerkes verknüpft ist. Das Werk schloss 1993 seine
Pforten und parallel dazu setzte die Flucht der erwerbs-
fähigen Bevölkerung aus der zugehörigen Arbeitersied-
lung ein. Auch die Unterschutzstellung der Brikettfabrik
als Kulturdenkmal und ihre inhaltliche Aufbereitung als
Industriemuseum mit einer Gesamtinvestition von rund
12 Mio. Euro im Kontext der Internationalen Bauaus-
stellung (IBA) Fürst-Pückler-Land vermag an dieser Tat-
sache nichts zu ändern, da ein Museum auch nicht an-
nähernd das verloren gegangene Arbeitsplatzvolumen
zu substituieren und die Bevölkerung auf Dauer am Ort
zu binden vermag. 
Gleiches gilt für die Stadt Weißwasser, dem Hohl-
und Flachglaszentrum der ehemaligen DDR, deren
Stadtgrundriss durch die großen, heute weitgehend
brachliegenden Glashütten geprägt ist. Mit dem Wegfall
der industriellen Grundlage entfällt in diesen, in land-
wirtschaftlichen Randertragslagen sehr spät und zu-
gleich hoch spezialisiert industrialisierten Regionen der
Siedlungsgrund. Weißwasser verliert jährlich 4,3%
(2001) der Bevölkerung und hat damit das kritische Maß
an Schrumpfung bereits weit überschritten.
Städte wie Hoyerswerda und Weißwasser werden
mit Wegfall bzw. Reduktion der industriellen Grundla-
gen auf ihre vorindustrielle Größe einschrumpfen. Ana-
loge Wüstungsprozesse treffen natürlich gleichermaßen
das vor der Industrialisierung aufgrund der kargen
Böden nur dünn besiedelte Umland. Es ist davon aus-
zugehen, dass bis zur Mitte dieses Jahrhunderts Indus-
triesiedlungen wie Knappenrode flächendeckend auf-
gelassen sein werden. Darin zeigt sich, dass die
jüngeren Orte in Ausbauregionen, d. h. Städte und
Dörfer, die außerhalb der seit dem 11./12. Jahrhundert
erschlossenen mittelalterlichen Altsiedellandschaften
liegen, noch nachhaltiger von der demographischen
Kontraktion betroffen sein werden. Die alten zentralen
Orte hingegen, die an der alten von Frankfurt am Main
nach Breslau führenden via regia liegen, deren Verlauf
im wesentlich die Autobahn A4 folgt, haben wohl bes-
sere Überlebenschancen, denn Städte wie Bautzen
oder Kamenz liegen in der Nähe der alten und neuen
Verkehrsachsen. Trotzdem bleibt festzuhalten:
Schrumpfung und Migration führen zu einem Bevölke-
rungsverlust, der nicht nur zur Aufgabe von Plattenbau-
quartieren führen wird. Betroffen sein werden auch die
Wachstumsringe des 19. Jahrhunderst mit ihrer vorzüg-
lichen Gründerzeitsubstanz, aber auch die noch älteren
Stadtkerne. Darin liegt eine Konflikt, den es im folgen-
den genauer zu betrachten gilt.
Denkmalpflege im Zeitalter von Schrumpfung und 
Migration
Sachsen hat rund 120.000 ausgewiesene Baudenk-
male. Davon datieren mehr als 60% in die Zeit nach
1870/71 bis 1990, nur knapp 30% lassen sich der vor-
industriellen Zeit, also der Zeit vor 1830 zuweisen. Ein
großer Teil der als wertvoll und erhaltungswürdig identi-
fizierten Bausubstanz liegt – sieht man einmal von den
Stabilitätsinseln Dresden und Leipzig ab – in Regionen
und Städten, die vom demographischen Wandel betrof-
fen waren und sein werden. Der Schrumpfungsprozess
führt also zu Aufgabe und absehbar auch Abbruch von
denkmalgeschützter Bausubstanz.
Für die Denkmalpflege ist diese Begegnung mit einer
unausweichlichen Wirklichkeit eine ebenso neue und
erschreckende Erfahrung, der sie vielfach mit Abwehr
und Ablehnung begegnet, da diese Entwicklung den in
den vergangenen dreißig Jahren erzielten Bedeutungs-
gewinn der Denkmalpflege im staatlichen Gefüge eben-
so wie im öffentlichen Diskurs in Frage stellt. Um zu ver-
stehen, warum die Denkmalpflege so zögerlich auf
diese Szenario reagiert, ist ein knapper Blick auf die
wichtigsten Entwicklungslinien der Denkmalpflege not-
wendig.
Die Denkmalpflege, vornehmlich die Baudenkmal-
pflege, aber auch die archäologische Denkmalpflege
ist, wie die Museen, ein Kind des Historismus der zwei-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts, der seinerseits als eine
Antwort auf die extrem beschleunigten, industriali-
sierungsbedingten Wandlungs- und Wachstumspro-
zesse des 19. und frühen 20. Jahrhunderts zu verstehen
ist. Museumsgründungen wie das Römisch-Germani-
sche Nationalmuseum in Nürnberg, das Römisch-Ger-
manische Zentralmuseum in Mainz, die Gründung zahl-
loser Geschichts- und Altertumsvereine sind in diesem
Kontext zu sehen. Letztere übrigens sind – von Kon-
stanz bis Zittau – die ersten Träger denkmalpflegeri-
scher Bemühungen um den Erhalt mittelalterlicher Häu-
ser und Kirchen.6 Kommunalpolitisch nahmen diese
Vereine Einfluss auf Entwurf und Gestaltung neuer
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tus mancher Gründerzeitquartiere kündet noch heute
von den Sehnsüchten und Aversionen dieser Genera-
tion. 1919 fixiert die Weimarer Reichsverfassung in
§150 die Denkmalpflege als Staatsziel parallel zu den
bereits in den Ländern bestehenden Denkmalschutzge-
setzen. Die zwanziger Jahre sind aber – nach sehr sub-
stantiellen, um Kontur und Prinzipien des Denkmalbe-
griffes ringenden Jahren vor dem Ersten Weltkrieg – die
Zeit, in der Denkmalpfleger erstmals von einer «geistig-
sittlichen Erneuerung des Volkes» durch das Schöne
und Edle im Denkmal sprechen. Die Heimatschutz-
bewegung der zwanziger Jahre steht in dieser Tradition:
In München ist es vor allem Rudolf Esterer, 1929 Bau-
beamter in der bayerischen Schlösserverwaltung, der in
einem Vortrag über Heimatschutz und neue Baugesin-
nung eine schöpferische Denkmalpflege fordert, ein An-
satz, den die Denkmalpflege des Dritten Reiches für
sich nutzbar machen konnte. 
In der Bundesrepublik sind die Jahre nach 1945 ge-
kennzeichnet durch eine deutliche Abkehr vom über-
kommenen Baubestand. Selbstverständnis und Strate-
gie des Wiederaufbaues lässt sich am besten durch den
markanten Satz von Max Guther, dem Stadtplaner
Ulms, umschreiben, der «die alte Stadt als den Schoß
bezeichnete, aus dem das Böse kroch». Nur einige we-
nige Städte, so Münster, Freiburg oder auch Lübeck ha-
ben einen anderen Wiederaufbauweg verfolgt. In Mittel-
deutschland hingegen – so in Dresden oder Chemnitz –
wurde nach der Zerstörung 1950 die Innenstadt kom-
plett abgeräumt und als moderne, ideologisch zeitge-
mäße Anlage wiederaufgebaut. Die Denkmalpflege ge-
lang es erst in den achtziger Jahren, als die DDR die
politische Legitimierungsqualität der Geschichte und
damit der gebauten Substanz entdeckte, z. B. mit dem
Wiederaufbau der Semperoper oder der Projektierung
des Wiederaufbaues des Dresdner Schlosses, am poli-
tischen Diskurs zu partizipieren.
In der Bundesrepublik hingegen setzte ab dem Ende
der sechziger Jahre ein Wandel im Verhältnis zur Denk-
malpflege ein. Flankiert von dem ebenso berühmten wie
falschen Satz, der Wiederaufbau habe in Westdeutsch-
land mehr gewachsene Bausubstanz zerstört als der
Krieg, lässt sich nahezu zeitgleich mit der Implementie-
rung des Umweltschutzgedankens eine deutlich wach-
sende Akzeptanz gegenüber dem gebauten Erbe ab der
Mitte der siebziger Jahre beobachten. Nicht nur Kunst-
historiker, sondern auch Architekten traten gegen sub-
stanzzerstörende Flächensanierung auf und entdeckten
– eingebettet in den zeittypischen gesellschaftskriti-
schen Diskurs – die «alte Stadt». Die in den deutschen
Ländern seit den siebziger Jahren erlassenen neuen
Denkmalschutzgesetzte flankierten den Substanzerhalt
und erleichterten ihn durch staatliche Zuschüsse. 
1989 trafen west- und ostdeutsche Denkmalpfleger
mit ihren sehr unterschiedlichen politischen Erfahrun-
gen und Prägungen und sehr ähnlichen Hoffnungen
und Befürchtungen aufeinander. Beide nämlich warnten
vor dem die historische Bausubstanz vermeintlich ver-
schlingenden Kapitalismus, vor der zerstörerischen
Kraft unkontrollierter Investitionen und erreichten sehr
schnell die Verabschiedung von Denkmalschutzgeset-
zen, die sich, unter anderem in Sachsen, durch einen
eher extensiven Denkmalbegriff auszeichnen. Die iden-
titätsstiftende Wirksamkeit von Einzeldenkmalen, aber
auch von ganzen Quartieren, auch solchen, die wieder-
aufzubauen waren, ist der konsensuale Schlüsselbegriff
gesamtdeutschen Denkmalpflegeselbstverständnisses.
Dies ist nur zu verständlich auf dem Hintergrund der ka-
tastrophalen Vernachlässigung der DDR-Innenstädte
bis 1989, so dass konsequenterweise Bund und Länder
ab 1991 große Budgets für die Denkmalerfassung wie
für die Sanierung von Kulturdenkmalen zur Verfügung
stellten. In Sachsen flossen zwischen 1991 und 2003
rund 1,2 Mrd. Euro in die Sanierung von Kulturdenkma-
len. Die hohen direkten und indirekten staatlichen Zu-
schüsse spiegeln sich im übrigen auch in den hohen
Verkehrswerten von Kulturdenkmalen bis in die Mitte
der neunziger Jahre ebenso wie in der konservatori-
schen Auflagendichte wider.
Es gab daher – politisch, gesellschaftlich und nicht
zuletzt unter den meinungsbildenden Eliten und Bau-
herren bzw. Investoren – einen hohen Konsens darüber,
dass der eingeschlagene Weg der richtige sei. Wer soll-
te sich denn auch darüber beschweren, Förderung für
die Sanierung von Jahrhundertwendeliegenschaften in
besten Lagen wie dem Chemnitzer Kaßberg, dem Wei-
ßen Hirsch in Dresden oder dem Musikerviertel in Leip-
zig zu erhalten. Jürgen Schneider hat sich nie über die
Denkmalpflege beklagt – im Gegenteil, er verstand,
dass sie der richtige Partner war, um mit seinen Investi-
tionen die Herzen der Menschen und der Geldgeber zu
erobern. Die in neuem Glanz und mit staatlichem Geld
wiedererstandene Mädlerpassage ist selbstverständ-
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ist es allen Beteiligten gelungen, scheinbar unrettbare
Quartiere zu revitalisieren: unbestritten eine großartige
Leistung, die die ganze Bundesrepublik bezahlt hat. 
Das Einvernehmen zwischen Denkmalbesitzern und
Denkmalpflegern auf den verschiedensten staatlichen
Ebenen zerbrach allerdings dann, als die Denkmalför-
derung geringer wurde, die Sonder-AfA auslief und es
sich abzeichnete, dass bei weitem nicht allen aufwän-
dig sanierten Quartieren ein nachhaltiger wirtschaftli-
cher Erfolg beschieden sein würde. 
Überlagert man im Rückblick Entstehungsgeschich-
te und sich wandelndes Selbstverständnis der Denk-
malpflege mit den gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen, wird deutlich: Die
Denkmalpflege westlich des Eisernen Vorhanges ist auf
der einen Seite eine Antwort auf demokratische wie to-
talitäre Transformations- und Modernisierungsprozesse
des 19. und 20. Jahrhunderts. Sie ist aber zugleich –
wie die Stadt- und Raumplanung – ein Kind dieses
Wachstums-Jahrhunderts. Denn nur dort, wo Nachfra-
ge und Wettbewerb herrschen und staatliche Ökonomi-
en leistungsstark genug sind, um regulierende
Steuerung finanziell zu überwölben, stehen Eingriffsver-
waltungen überhaupt die Ressourcen und Arbeitsfelder
zur Verfügung, die sie zur Zielerreichung benötigen.
Dort, wo weder Wettbewerb noch Nachfrage herrschen
und auch die staatlichen Haushalte schrumpfen, hat die
traditionelle Denkmalpflege ein Orientierungsproblem.
Dies die aktuelle Lage. 
Was ist zu tun?
Für uns Denkmalpfleger führt daher kein Weg daran
vorbei, nach einem «heroischen», für die Denkmalpflege
überaus erfolgreichen Jahrhundert selbstkritisch Bilanz
zu ziehen. Dazu gehört auch, unseren «Behauptungs-
vorrat», d. h. unsere Denkparameter und «symboli-
schen» Begriffe kritisch zu hinterfragen und auf ihre in-
haltliche und strategische Belastbarkeit abzuklopfen.
Der unausweichliche konsequente Paradigmenwechsel
in der mittel- und ostdeutschen Raum- und Regional-
planung vom Wachstum zur Schrumpfung, die abseh-
bar notwendige Konzentration ökonomischer und de-
mographischer Potentiale und das Nachdenken über
vernünftige Rückzugsstrategien aus der Fläche wird die
Denkmalpflege zwingen, ihre semantischen Harmo-
nisierungsstrategien aufzugeben und statt dessen ihren
Begriffsapparat zu schärfen, veränderte Wirklichkeiten
wahrzunehmen und auf diese zu reagieren. Der Verweis
auf die identitätsstiftende Wirkung Baudenkmalen wird
uns des Nachdenkens darüber, wie wir mit radikal
veränderten ökonomischen und demographischen
Rahmenbedingungen umgehen, nicht auf Dauer enthe-
ben. 
1. Wir müssen uns von dem Gedanken trennen, dass
Denkmalpflege und die daraus abzuleitenden Arbeits-
plätze in denkmalnahen Gewerken eine reale, innova-
tionsbasierte Ökonomie zu ersetzen vermögen. Die
geliebte Behauptung, dass gebaute Substanz iden-
titätsstiftend sei, ist nur insoweit richtig, als sie das
Sahnehäubchen auf einer wirtschaftlich und demogra-
phisch soliden Gesellschaft ist. Nicht zufällig rangiert
bei Investoren die Kultur – und dazu gehört die Denk-
malpflege im weitesten Sinne – auf Platz 29 eines Prio-
ritätenkataloges, in dem die Voraussetzungen für An-
siedlungskriterien genannt sind. Wichtiger noch als
Kultur ist die Nähe zu Wasserstrassen!
Auch Tourismus ist auf Dauer keine nachhaltige Er-
satzindustrialisierung. Weder in der Oberlausitz noch im
Elbe-Elster Kreis wird die Tourismuswirtschaft, die Mu-
sealisierung von Gartenstädten und Industriebrachen
oder eine IBA Fürst-Pückler-Land produktive Arbeits-
plätze substituieren und den demographischen Wandel
beenden können. 
2. Wir müssen daher den überaus schmerzlichen
Befund akzeptieren, dass wir nicht unsere komplette
gebaute Umwelt – so z. B. die in Sachsen überaus zahl-
reich vorhandenen Industriedenkmale, Jahrhundert-
wendequartiere, Siedlungen der zwanziger Jahre erhal-
ten werden können. Wir werden auch akzeptieren
müssen, dass die Menschen mit den Füßen abstimmen,
d. h., dass sie lärmgeplagte Gründerzeitstrassen ver-
lassen – mag man ihnen dort noch so attraktive, denk-
malgeschützte Wohnungen bieten. Im Lärm wohnt man
nur da, wo man muss – am Mittleren Ring in München
beispielsweise. In Chemnitz muss man das nicht, da es
genügend attraktiven, preiswerten Wohnraum in behag-
licheren Stadtvierteln gibt.
3. Es führt damit kein Weg daran mehr vorbei,
Schwerpunkte in der Unterschutzstellung zu setzen,
darüber zu diskutieren, warum wir welches Gebäude er-
halten oder aufgeben. Dies dürfte der schwierigste Teil
sein, da sich die Bundesrepublik daran gewöhnt hat,
genau dies nicht zu tun. Wenn es keinen Konsens gab,
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ten und im Zweifelsfall auch bezahlten. Dies ist zu Ende
– auch in der Denkmalförderung. Die zur Verfügung ste-
henden Mittel sind absehbar begrenzt und daher müs-
sen wir entscheiden, wohin sie fließen sollen.
4. Wir müssen unsere inhaltliche Prioritätensetzung
und damit die finanzielle Förderung transparent gestal-
ten. Aus meiner Sicht führt ein zukunftsweisender Argu-
mentationsweg über den Alterswert der zu schützenden
Gebäude. Aufgrund der Bauordnungen, einer sprung-
haft ansteigenden Dokumentationsdichte ab dem letz-
ten Drittel des 19. Jahrhunderts – Foto, Film, Baueinga-
bepläne, Unterlagen von Architekturwettbewerben
seien hier nur exemplarisch genannt – sind unsere jüng-
sten Denkmale diejenigen, die am besten dokumentiert
sind. Zudem sind sie meist einphasig und damit kein
geschichtlich über Jahrhunderte hochverdichtetes
Zeugnis der Vergangenheit – anders als Kirchen, Bur-
gen oder barocke Bürgerhäuser, die häufig einen mittel-
alterlichen Kernbau aufweisen. Weder Bauakten noch
Fotos orientieren uns über die Bau- und Nutzungsge-
schichte derartiger Liegenschaften.
Mein Votum ist daher: Trennen wir uns vom Jüngs-
ten, um das Älteste erhalten zu können. Nur mit dieser
klaren Prioritätensetzung im städtischen Raum eröffnen
wir auch im stärker noch als die urbanen Ballungszen-
tren gefährdeten ländlichen Raum Erhaltungsperspekti-
ven für Kirchen, Schlösser, Gutshäuser und Gehöfte.
Um allfälligen Missverständnissen vorzubeugen, in die-
sem Vorschlag stecke im Kern eine tiefe Verachtung der
Moderne, sei angefügt: Selbstverständlich darf die Villa
Schmincke in Löbau von Hans Scharoun nicht dem Ver-
fall preisgegeben werden. Die Wüstenrot Stiftung hat
sich hier wie in Caputh zu Recht und überaus erfolg-
reich engagiert. Aber auch bei diesen Highlights des 20.
Jahrhunderts gilt: Wir werden uns entscheiden müssen,
was wir in die Zukunft mitnehmen können.
5. Beratung geht vor Regulierung, Substanz geht vor
Kosmetik und privat geht vor staatlich.
Unsere Gesetze, die Baugesetzgebung wie die
Denkmalschutzgesetze, Umweltschutzgesetzgebung
wie das Gewerberecht sind geprägt von wachsenden,
stürmischen Gesellschaften, die der Begrenzung, der
Regulierung bedürfen. Da wir aber keine stürmische,
sondern eher eine lahmende Gesellschaft sind, brau-
chen wir jeden, der etwas tut, jeden, der Kapital riskiert,
der sich engagiert. Wir brauchen nicht Regulierung, wir
brauchen Motivation und exzellente Beratung. Denk-
malpflege der Zukunft heißt damit: Beraten wir die Bau-
herren so, dass die Substanz, der mittelalterliche Dach-
stuhl, die barocke Täfelung oder die Renaissancedecke
mit einem überschaubarem Aufwand und ebenso über-
schaubaren staatlichen Zuschüssen erhalten bleiben.
Reversible Eingriffe sind nicht mehr unser Thema, die
gesetzesflankierte Geschmackserziehung ist nicht Auf-
gabe der Denkmalpflege. Substanz geht vor Kosmetik. 
Denkmalpflege der Zukunft heißt damit aber auch,
sich gegen die weit verbreiteten Wünsche und An-
spruchshaltungen zu positionieren, dass jedes Herren-
haus oder Schloss in Teilbereichen öffentlich zugänglich
sein muss. Nur der nachhaltige Respekt vor privat ge-
nutzten Liegenschaften und der Respekt vor privatem
Engagement garantiert Nutzung und Erhaltung: Privat
geht vor staatlich. 
6. Wir brauchen die Politik.
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Zusammenfassung
Anhand aktueller demographischer Entwicklungen und
Prognosen werden Vorschläge zu einer inhaltlichen
Prioritätensetzung denkmalpflegerischer Arbeit ge-
macht. Dies beinhaltet eine zeitliche Grenze des Denk-
malbegriffs, die Forderung nach weniger Regulierung
und mehr Beratung, der Förderung privaten Engage-
ments mit dem Ziel der Erhaltung denkmalpflegerischer
Substanz.
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